
 Die Menschen in 
Bangladesch, Indonesien und im Iran leben 
einer britischen Untersuchung zufolge mit 
der grössten Gefahr, Opfer einer Naturkata-
strophe zu werden. In Bangladesch kamen 
in den vergangenen drei Jahrzehnten über 
191 000 Menschen durch Stürme, Über-
schwemmungen, Erdbeben und andere Ka-
tastrophen ums Leben, wie die britische Be-
ratungsfirma Maplecroft in einer Risikostu-
die feststellte. In Indonesien gab es fast ge-
nauso viele Tote, die meisten beim Tsunami 
im Dezember 2004. Frankreich und Italien 
als Industriestaaten mit «sehr hohem Risi-
ko» liegen mit tödlichen Hitzewellen im 
Sommer 2003 und 2006 auf Platz 17 bezie-
hungsweise 18. In Indien seien zwischen 
1980 und 2010 allein durch Erdbeben 
50 000 Menschen ums Leben gekommen. 
Insgesamt starben auf dem Subkontinent in 
dieser Zeit 141 000 Menschen bei Naturka-
tastrophen. Der Iran sei besonders wegen 
seiner Erdbeben gefährlich – 74 000 Men-
schen wurden der Übersicht zufolge bei 
Erdstössen getötet. Am sichersten vor Kata-
strophen lebt es sich gemäss den Berech-
nungen demnach unter anderem in den 
Kleinstaaten Liechtenstein und Andorra so-
wie im Fürstentum Monaco an der Cote 
d’Azur, in Katar sowie den Vereinigten Ara-
bischen Emiraten. (apa/afp)

Landtag erhöht Mehrwertsteuer
Liechtenstein erfüllt damit staatsvertragliche Verpflichtung gegenüber der Schweiz

VADUZ – Der Landtag ist gestern 
der Regierungsvorlage zur Abän-
derung des Mehrwertsteuerge-
setzes gefolgt. 24 der 25 Abge-
ordneten stimmten der Mehr-
wertsteuererhöhung zu.

• Christian A. Koutecky

Die Mehrwertsteuersätze werden 
analog den schweizerischen Mehr-
wertsteuersätzen angehoben. Liech-
tenstein hat wegen der staatsver-
traglichen Verpflichtung gegenüber 
der Schweiz diese Steuersatzerhö-
hungen zu übernehmen, was durch 
Abänderung der Artikel 25, 28 und 
37 des Mehrwertsteuergesetzes zu 
erfolgen hat. Die Steuersatzerhö-
hungen sollen wie in der Schweiz 
zum 1. Januar 2011 in Kraft treten.

So soll ab dem nächsten Jahr der 
Normalsatz von 7,6 auf 8,0 Pro-
zent, der reduzierte Satz von 2,4 
auf 2,5 Prozent und der Sondersatz 
von 3,6 auf 3,8 Prozent in die Höhe 
geschraubt werden. Was den Kon-
sumenten weniger gefallen wird, 
dürfte beim finanzverantwortlichen 
Regierungschef Klaus Tschütscher 
für Freude sorgen. Denn die weni-
gen Zehntel-Prozentpunkte sind 
Balsam für den Staatshaushalt. Für 
das Jahr 2011 rechnen Tschütschers 
Finanzexperten im Vergleich zu 
2009 (206,6 Millionen Franken) 
mit Mehreinnahmen von 8,3 Milli-
onen Franken, ab 2012 sogar mit 
10,3 Millionen Franken jährlich. 
Die Steuersatzerhöhung ist – zu-
mindest in der Schweiz – bis zum 
31. Dezember 2017 befristet. Sollte 

die Schweiz die Steuersätze wieder 
senken, würde die liechtenstei-
nische Regierung dem Landtag ei-
ne entsprechende Gesetzesvorlage 
unterbreiten.

Keine Zweckbindung

In der Schweiz werden die Mehr-
einnahmen aus der Steuererhöhung 
für die Zusatzfinanzierung der In-
validenversicherung verwendet. In 
Liechtenstein gibt es hingegen kei-
ne Zweckbindung: Eine entspre-
chende Motion der FBP, die Mehr-

einnahmen zur Finanzierung der 
Arbeitslosenversicherung (ALV) zu 
verwenden, war im Herbst 2009 
vom VU-Block im Landtag abge-
würgt worden. Wirtschaftsminister 
Martin Meyer (FBP): «Der Landtag 
hat jedoch letztes Jahr mit den 
Stimmen der Vaterländischen Uni-
on einen zweckgebundenen Einsatz 
der Mehreinnahmen durch die 
Mehrwertsteuererhöhung abge-
lehnt. Mein Handlungsspielraum 
wurde dadurch eingeengt.» So 
fliessen die Millionen ungebunden 

in den allgemeinen Staatshaushalt 
– um dort das 160-Millionen-Fran-
ken-Loch ein wenig zu stopfen. 

Jetzt rattern die Rechenmaschinen im Land – Die Mehrwertsteuer steigt am 1. Januar um 0,4 Prozent.
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Steuersätze ab
1. Januar 2011
Normalsatz 8,0 %
(bisher 7,6 %)
Reduzierter Satz 2,5 %
(bisher 2,4 %)
Sondersatz 3,8 %
(bisher 3,6 %)


